
[19.12.03] "Herr Schulte ü-
bernehmen Sie!", fordern 
die Gladbecker Bündnisgrü-
nen und wünschen sich, 
dass der bisherige Stellver-
tretende Bürgermeister im 
September 2004 die Amts-
geschäfte des ausscheiden-
den Eckhard Schwerhoff 
übernimmt. In ihrer Mitglie-
derversammlung am Mitt-
wochabend nominierten die 
Grünen den Fünfzigjährigen 
mit großer Mehrheit als 
Bürgermeisterkandidat.  

Theodor Schulte repräsen-
tiert die Stadt Gladbeck seit 
10 Jahren erfolgreich als 
Stellvertretender Bürgermeis-

ter neben Eckhard 
Schwerhoff. Hierbei hat er 
viel Anerkennung bei der 
Bürgerschaft, Vereinen und 
Initiativen erlangt. "Wir brau-
chen Kontinuität und Zuver-
lässigkeit in der Verwaltungs-
führung", ist der Stadtver-
bandsvorsitzende der Grü-
nen, Bernd Lehmann, über-
zeugt. "Und die erhält unsere 
Stadt mit der Wahl von Theo-
dor Schulte". 

Theodor Schulte ist Polizei-
oberkommissar und versieht 
seinen Dienst als Wach-
dienstführer bei der Polizei-

autobahnstation Ober-
hausen. Der gebürtige 
Rentforter ist Vater von 
drei inzwischen erwach-
senen Kindern. Mit seiner 
Frau Cornelia lebt er seit 
Jahren in Ellinghorst. Poli-
tisch ist er seit 1986 bei 
den Grünen beheimatet. 
Seit 1994 ist er Mitglied 
des Gladbecker Stadtra-
tes und bekleidet seither 
auch das Amt eines Stell-
vertretenden Bürgermeis-
ters. 

"Das ist meine Stadt, hier 
bin ich groß geworden, 
ihre Entwicklung liegt mir 
persönlich am Herzen! 
Deswegen trete ich als Bür-
germeisterkandidat an", be-
schreibt Schulte seine Moti-
vation sich der Wahl seiner 
MitbürgerInnen zu stellen. 
 
Die Vorstellung, dass je-
mand, der keinerlei Bezug 
zur Stadt Gladbeck und ihren 
Bürgerinnen und Bürgern 
hat, seine Heimatstadt füh-
ren und vertreten könnte, ist 
für das "Gladbecker Ge-
wächs" keine erstrebenswer-
te Lösung. Schulte: "Durch 
meine langjährigen politi-
schen und repräsentativen 
Tätigkeiten kenne ich die 
Verwaltung gut genug, um 
mir ihre Führung zuzutrauen. 
Ich bin aber überzeugt, dass 
Verwaltungserfahrung alleine 
nicht ausreicht, um die richti-
gen Entscheidungen für 
Gladbecks Zukunft zu fällen. 
Man muss auch eine Bezie-

hung zu seiner Stadt haben." 
 
Theodor Schulte hatte ge-
meinsam mit seinen grünen 
Fraktionskollegen 1994 die 
entscheidenden Ratsstim-
men dafür abgegeben, dass 
Eckhard Schwerhoff zum ers-
ten hauptamtlichen Bürger-
meister Gladbecks gewählt 
wurde. "Diese Entscheidung 
war im Sinne der Gladbecker 
Bürgerinnen und Bürger rich-
tig, wie auch die große Zu-
stimmung bei der Wieder-
wahl durch die Bevölkerung 
gezeigt hat", ist Schulte auch 
heute noch überzeugt. Weil 
der Amtsinhaber aber defini-
tiv nicht mehr antreten wird, 
bittet der bisherige Stellver-
treter um die Chance, die 
Arbeit im Sinne des Vorgän-
gers, aber mit neuen, eige-
nen Akzenten fortsetzen zu 
können. 
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[14.01.04] "Es wird Zeit, die 
immer skurrilere Blüten trei-
bende Debatte um den inzwi-
schen begonnenen Abriss der 
sogenannten "Markthalle" wie-
der auf die Füße zu stellen," 
meinen Bürgermeisterkandi-
dat Theodor Schulte und Mario 
Herrmann, Fraktionsvorsitzen-
der der GRÜNEN. Mit unkalku-
lierbaren Folgekosten belaste-
te Vorschläge für eine 
"Kunsthalle", erfolglose Versu-
che, den Abbruch juristisch zu 
verzögern und jetzt die Klage 
des einstigen Bauleiters über 
die angebliche "Vernichtung 
seines geistigen Eigentums".  
 
"Wo waren alle diese Schlau-
meier in den vergangenen 15 
Jahren?" fragt sich Theodor 
Schulte. "15 Jahre, in denen 
dieses deplazierte Monstrum 
mitten auf dem historischen 
Marktplatz stand, weitgehend 
ungenutzt und langsam ver-
gammelnd." Ginge es den nun 
plötzlich wach gewordenen 
Markthallenfreunden wirklich 

um die Qualität unserer Innen-
stadt, hätten sie sich schon 
vor Jahren in die Debatte ein-
geschaltet, und nicht erst 
nachdem der Rat einstimmig 
und mit großer Unterstützung 
der Bürgerschaft die Wieder-
herstellung der früheren Platz-
situation beschlossen habe. 
Stattdessen bleibe der schale 
Beigeschmack, dass sich hier 
wieder einmal die "üblichen 
Verdächtigen" wichtig machen 
wollen.  
 
"Die Verantwortung für die jetzt 
notwendige Investition tragen 
die maßgeblichen Personen 
bei SPD, CDU und Stadtverwal-
tung, die in den Achtziger Jah-
ren gegen großen öffentlichen 
Protest und zahlreiche War-
nungen - unter anderem auch 
der GRÜNEN - den Marktplatz 
verschachert und die Bauplä-
ne durchgesetzt haben!" stellt 
Mario Herrmann klar. Die Glad-
becker GRÜNEN stünden voll 
und ganz hinter dem Abriss 
und der Neugestaltung des 

Platzes. Herrmann: "Das einzi-
ge dauerhaft erfolgreiche Un-
ternehmen in diesem Gebäu-
de, die "Nudelwelt" konnte 
glücklicherweise innerhalb des 
Innenstadtbereichs umgesie-
delt werden. Wir werden in 
Kürze wieder einen attraktiven 
Wochenmarkt an einem Ort 
haben, womit dann auch das 
Dauerprovisorium in der 
Horster Straße beendet wird."  
 
Allerdings warnen die Grünen-
Politiker vor der Erwartung, 
dass es in "Gladbecks inner-
städtischem Herzen" zukünftig 
wieder so aussehen würde wie 
auf historischen Fotografien. 
Dazu seien in den Siebziger 
und Achtziger Jahren viel zu 
viele weitere Planungssünden 
begangen worden. "Durch die 
Arbeiten am Marktplatz rücken 
wir immerhin einem der 
schlimmsten Auswüchse die-
ser verfehlten Politik zu Leibe," 
so Schulte.  

Grünen daher an ihre Land-
tagsfraktion gewandt. Dr. Tho-
mas Rommelspacher, MdL, 
wohnungspolitischer Sprecher 
der Landtagsfraktion Bündnis 
90 / DIE GRÜNEN, versteht die 
deutliche Verunsicherung der 
Mieter, die sich nun fragen, ob 

sie noch morgen in ihrer Woh-
nung wohnen.  
 
"Wir sagen klar und deutlich, 
dass bei Wohnungsverkäufen 
eine Kündigung des bestehen-
den Mietvertrages für zehn 

[08.01.04] Die rot-grüne Lan-
desregierung in NRW hat die 
Sperrfrist zum Schutz der Mie-
ter vor Kündigungen bei Woh-
nungsverkäufen deutlich ge-
genüber den Regelungen des 
Bundesrechtes ausgeweitet. 
Darauf weisen die Grünen im 
Zusammenhang mit der Veräu-
ßerung von 2.128 Viterra Woh-
nungen in Gladbeck hin.  
 
"Die Schutzinteressen der Mie-
terinnen und Mieter haben für 
uns einen höheren Stellenwert 
als die Interessen der Woh-
nungsunternehmen an einer 
Verwertung der Wohnung", 
macht Bürgermeisterkandidat 
Theodor Schulte für seine Par-
tei deutlich. Nach dem Verkau-
fes der 27.000 Wohnungen 
durch die Viterra AG, wovon 
auch Gladbecker Bürger be-
troffen sind, haben sich die 

Jahre ausgeschlossen ist", so 
der Landtagsabgeordnete. 
Aufgrund einer ergänzenden 
Rechtsverordnung des Landes 
NRW zu den Regelungen des 
bürgerlichen Gesetzbuches 
(BGB) besteht noch bis zum 
31.08.2004 , somit auch für 
die obengenannten Mieter/
innen eine Kündigungssperr-
frist von zehn Jahren. 
 
"Mit der Rechtsverordnung 
ging unsere rot-grüne Landes-
regierung weit über das beste-
hende Bundesrecht hinaus, 
das nur eine dreijährige Sperr-
frist vorsieht und stellt in NRW 
den Mieterschutz in den Vor-
dergrund", zeigt sich Schulte 
erfreut über die deutliche Klar-
stellung seines Landtagsabge-
ordneten. 
 
→ Infos im Netz 

GRÜNE: Diskussion um Markthalle heuchlerisch! 

Schulte: Viterra-Mieter genießen nach Verkauf 
10-jährigen Kündigungsschutz 

Die Planung sieht die Pflanzung einer 
Baumdoppelreihe um den Marktplatz vor. 
Der Plan kann unter www.gruene-
gladbeck.de abgerufen werden. 

Vor solcher Post bleiben Mieter nach 
einerm Wohnungsverkauf verschont. 

„Wir werden in 
Kürze wieder einen 
attraktiven Markt 
an einem Ort 
haben.“ 
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Kündigungssperr-
fristverordnung 

des Landes gewährt 
10 Jahre Schutz 

http://www.gruene-gladbeck.de?/gruenegladbeck/themen/2003/09_planschrank/plaene.htm
http://www.gruene-gladbeck.de?/gruenegladbeck/pressemit/2004/040115bgb577a.htm


[15.01.04] Die von dem Ver-
kauf der 2.128 Wohnungen 
betroffenen Mieter haben 
Glück, denn sie genießen 
einen besonderen Kündi-
gungsschutz von 10 Jahren. 
Was aber passiert bei wei-
teren Veräußerungen nach 
dem 31.08.2004? Dann 
nämlich läuft die entspre-
chende Sperrfrist-
Verordnung des Landes 
aus.  
 
"Die auslaufende Mieter-
schutz-Verordnung soll nach 
dem Willen unserer rot-grünen 
Landesregierung nahtlos durch 
eine neue Verordnung ersetzt 
werden", berichtet Ratsherr 
Theodor Schulte aus den Ab-
stimmungsgesprächen mit 
seiner Landtagsfraktion. Der 
Referentenentwurf für die so-

genannte Sperrfrist-
Verordnung zum § 577a BGB 
liegt bereits vor. Ihr Geltungs-
bereich soll sich über die Bal-
lungsräume und die großen 
Städte des Landes erstrecken. 
Überrascht zeigten sich die 
Grünen jedoch darüber, dass 
Gladbeck nicht zu den 57 
Städten gehören soll, in denen 
der ausgedehnte Mieterschutz 
auch zukünftig gelten wird. Bei 
Wohnungsverkäufen durch die 
Viterra AG wären die Bürgerin-
nen und Bürger dann nur noch 
drei Jahre vor Kündigung ge-
schützt.  
 
Wie der wohnungspolitische 
Sprecher der grünen Landtags-
fraktion, Dr. Thomas Rom-
melspacher, seinen Gladbe-
cker Parteifreunden mitteilte, 
hätte die Stadtverwaltung kei-
nen Bedarf an einer Verlänge-
rung der Sperrverordnung ge-

sehen. Die Stellungnahme aus 
Gladbeck sei im Abstimmungs-
verfahren negativ ausgefallen.  
 
Für die Grünen wirft dieses 
Votum Fragen auf. "Der aktuel-
le Fall zeigt, wie schnell sich 
die Wohnungsunternehmen im 
Ruhrgebiet von ihren Bestän-
den trennen – gerade auch in 
Gladbeck", gibt Schulte zu be-
denken. Ein angemessener 
Kündigungsschutz sei für die 
betroffenen Mieter von gro-
ßem Interesse. In einer Anfra-
ge wollen die Grünen daher 
jetzt von Bürgermeister Eck-
hard Schwerhoff (CDU) die 
Gründe für die Lockerung des 
Kündigungsschutzes in Glad-
beck erfahren. Anders als in 
Gladbeck werde in Nachbar-
städten wie Essen auch nach 
August durch die neue Verord-
nung noch eine Kündigungs-
sperre von 8 Jahren gelten. 

Referentenentwurf der Lan-
desverordnung keine Berück-
sichtigung. Alle Städte des 
Landes seien seinerzeit aufge-
fordert gewesen, eine Stellung-
nahme abzugeben, ob ein Be-
darf für einen längeren Kündi-
gungsschutz gegenüber den 
Regelungen des BGB gesehen 
würde. In dem entsprechen-
den Vermerk für die Stadt 
Gladbeck hieße es hierzu: 
"Votum der Kommune: contra".  
 
Anders als Beispielsweise in 
der Nachbarstadt Essen, gelte 
somit ab September bei Woh-
nungsveräußerungen in Glad-
beck ein Kündigungsschutz 
von 3 Jahren für Mieterinnen 
und Mieter. Die neue Verord-
nung hätte betroffenen Mie-
tern einen Schutz vor Kündi-
gung von 8 Jahren gewährt.  
 
Insbesondere vor dem Hinter-
grund der weiteren Privatisie-
rungsabsichten der Viterra AG 
wirft das Votum der Stadtver-
waltung daher Fragen auf. In-

[12.01.04] Mit nachfolgen-
der Anfrage wandte sich 
Ratsherr Theodor Schulte 
an Bürgermeister 
Schwerhoff: 
 
Sehr geehrter Herr Schwerhoff, 
 
im Zusammenhang mit der 
Veräußerung von 2.128 Glad-
becker Wohnungen durch die 
Viterra AG erfuhren wir durch 
unsere Landtagsfraktion, dass 
am 31.08.2004 die Sperrfrist- 
Verordnung des Landes NRW 
zum § 577a BGB ausläuft. 
Nach dem Willen der rot-
grünen Landesregierung soll 
die auslaufende Verordnung 
durch eine neue ersetzt und 
damit der besondere Kündi-
gungsschutz für Mieterinnen 
und Mieter in 57 Städten des 
Landes erhalten bleiben.  
 
Wie uns der wohnungspoliti-
sche Sprecher unserer Land-
tagsfraktion, Herr Dr. Rom-
melspacher, mitteilte, findet 
die Stadt Gladbeck in dem 

nerhalb des Privatisierungspro-
zesses in Zweckel und Schul-
tendorf wurde das ausgepräg-
te und nachvollziehbare Inte-
resse der Viterra- Mieter an 
einem ausreichendem Schutz 
vor Kündigung deutlich. Der 
Kündigungsschutz war eine 
der primären Fragen in den 
bisher durchgeführten Privati-
sierungen.  
 
Ich bitte daher um Beantwor-
tung folgender Fragen: 
 
(1) Wie begründet die Stadt-
verwaltung ihr Votum zur Erfor-
dernis einer Sperrfristverord-
nung zum § 577a BGB für den 
Gladbecker Bereich?  
 
(2) Sieht die Stadtverwaltung 
keine Konflikte bei weiterer 
Veräußerung von Viterra-
Immobilien und gleichzeitiger 
Lockerung des Kündigungs-
schutzes?  
 
Mit freundlichen Grüßen  
Theodor Schulte 

GRÜNE stellen Anfrage zu Kündigungsschutz 

Anfrage zur Kündigungssperrfristverordnung des Landes 

Viterra-Häuser in Schultendorf. Sie wurden 
bereits in der Vergangenheit privatisiert. 

Im NRW-Landtag wird bereits an einer 
neuen Kündigungsschutz-Verordnung 
gearbeitet. 

„Der aktuelle 
Fall zeigt, wie 
schnell sich die 
Wohnungsunter– 
nehmen im Ruhr- 
gebiet von ihrem 
Bestand trennen.“ 
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[13.01.04] "Schlicht unseri-
ös" findet Markus Holt, um-
weltpolitischer Sprecher der 
Gladbecker Grünen, die Be-
hauptungen und Berech-
nungen der RWW im Zu-
sammenhang mit dem ge-
planten Wasserentnah-
meentgeld: "Mitnichten 
führt das Entgeld zu den 
von den RWW skizzierten 
Kostensteigerungen - de 
facto kaschieren die Versor-
gungs- unternehmen mit 
solchen Behauptungen nur, 
dass sie selbst kräftig hin-
langen!"  
 
Tatsache sei, so Holt, dass auf 
Grundlage der ab 2004 gülti-
gen EU-Wasser-Rahmen-
richtlinie ein Wasserentnah-
meentgeld erhoben werden 

soll - wie es auch schon in 
neun anderen Bundesländern 
gängige Praxis sei. Mit diesen 
Einnahmen sollen Maßnah-
men gefördert werden, die 
dem Gewässerschutz und der 
Wasserqualität zugute kom-
men. Diese Zielsetzung der 
Qualitätssicherung bzw. -
steigerung sei bei den zuneh-
menden Problemen in diesem 
Bereich sicher zu befürworten.  
 
Die Abgabenhöhe für dieses 
Entgeld betrage fünf Cent pro 
Kubikmeter. Das bedeutet bei 
den von den RWW selbst ange-
gebenen Verbrauchsdaten von 
172 Kubikmetern im Jahr für 
einen Vier-Personen-Hauhalt 
eine Kostensteigerung von 8 
Euro und sechzig Cent. Markus 
Holt: "Das entspricht in etwa 
dem Gegenwert einer üppig 
belegten Pizza - und liegt er-

heblich unter dem "absoluten 
Minimum" von 12 Euro, das 
die RWW angeben. Den Bürger 
muss klar sein: Alles, was an 
Gebührensteigerungen über 
den von der Landesregierung 
angesetzten Betrag hinaus-
geht, hat mit der Sicherung 
unseres wichtigsten Lebens-
mittels wenig, mit der Gewinn-
steigerung von Unternehmen 
dagegen sehr viel zu tun!"  
 
Im übrigen, so Holt, seien alle 
Verbraucher gleichermaßen 
"betroffen" - sofern man über-
haupt von einer Betroffenheit 
reden kann:"Die Gebühr wird 
pro Kubikmeter Verbrauch 
berechnet - unabhängig davon, 
ob am Ende der Leitung ein 
Singlehaushalt, eine Wasch-
straße oder ein Einfamilien-
haus hängt."  

sen Feldern untereinander zu 
vergleichen. Sie prüfen, wie 
die Arbeit organisiert ist, wie 
viel Personal eingesetzt wird 
und welche Kosten hieraus 
entstehen. Im Neudeutsch 
wird diese Vergleichsarbeit 
auch als Benchmarking be-
zeichnet. 
 
"Ziel ist es, nicht mehr nur in 
den eigenen starren Grenzen 
zu denken, sondern von ande-
ren zu Lernen und um die bes-
te Lösung zu konkurrieren", 
beschreibt Schulte die Teilnah-
me an den Vergleichsringen. 
Stellt sich beispielsweise her-
aus, dass die Stadt Marl zur 
Ausstellung einer Baugenehmi-
gung weniger Zeit und weniger 
Geld benötigt, so können 
durch einen Erfahrungsaus-
tausch die eigenen Leistungen 
verbessert und letztendlich 
Geld eingespart werden. 
 
Verglichen wird in der Nach-
barschaft bereits rege. So 
nimmt Essen an den Ver-

"Was kosten unsere städti-
schen Leistungen", möch-
ten die Bündnisgrünen wis-
sen und wollen hierzu Ver-
gleiche zu anderen Städten 
heranziehen. Über die Teil-
nahme an sogenannten 
Vergleichsringen erhoffen 
sich die Grünen mehr Wett-
bewerb und Transparenz 
auch in der Verwaltungsar-
beit. 
 
"Wir sind nicht die einzige 
Stadt in Deutschland, die Bü-
cher verleiht", vereinfacht Bür-
germeisterkandidat Theodor 
Schulte den grünen Ansatz. In 
den Städten wird weitestge-
hend ein ähnliches Leistungs-
angebot vorgehalten. Büche-
reien, Schulen, Bauverwaltung, 
Unterhalt von Sport- und Grün-
anlagen sind nur einige Tätig-
keitsfelder, die man beispiel-
haft aufführen kann. Zuneh-
mens gehen die Städte dazu 
über ihre Leistungen auf die-

gleichsringen "Friedhof", 
"Grünflächen", "Jugend", 
"Schulverwaltung" und 
"Umwelt" teil und Gelsenkir-
chen prüft u.a. die Bereiche 
"Berufsfeuerwehr", "Kasse" 
und "Vermessung & Kataster" 
im Vergleich mit anderen Städ-
ten. Und auch Gladbeck hat 
bereits die Vergleichsarbeit 
aufgenommen. Sie konkurriert 
im Bereich "Freiwillige Feuer-
wehr" um die beste Lösung mit 
anderen Kommunen. 
 
Den Einstieg der Verwaltung in 
diese Art von Wettbewerb be-
grüßen die Grünen. "In vielen 
Bereichen sind wir bereits Spit-
zenklasse und können ande-
ren Städten was beibringen", 
so der grüne Bürgermeister-
kandidat. "Aber wir dürfen 
auch nicht abgeneigt sein, von 
anderen zu lernen und uns 
selber zu verbessern". Die Ver-
gleichsarbeit unterstütze die 
Verwaltungsmodernisierung 
und trage zur Haushaltskonso-
lidierung bei. 

Stellungnahme zur Gebührenerhöhung der RWW 

Schulte: Um die beste Lösung konkurrieren! 

Gebührenerhöhung dient eher der Gewinn-
steigerung des Unternehmens. 

Für den Bereich „Freiwillige Feuerwehr“ 
arbeitet die Stadt bereits in einem Ver-
gleichsring. 

„In vielen Be-
reichen sind wir 
bereits Spitzen-
klasse!“ 
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Im Interview mit dem 
"Stern" kritisiert Außenmi-
nister Joschka Fischer den 
Vorschlag einer Elite-Uni, 
warnt vor naivem Fort-
schrittsoptimismus und 
nennt eine weitere Steuer-
reform für 2005 nicht rea-
listisch. 
 
"Leistungsfähigkeit und Zu-
gangsgerechtigkeit" sei für die 
Grünen unverzichtbar. Bildung 
sei der entscheidende Roh-
stoff, aber wer die Bildungsde-
batte "auf den Begriff Elite ver-
engen will, liegt falsch", so Fi-
scher. "Wer bessere Unis will, 
soll sie vom Beamtenrecht 
befreien, Wettbewerb, Eigen-
verantwortung und Leistungs-
kontrolle zulassen." Der grüne 
Außenminister sprach sich im 
"Stern"-Interview für Ganztags-
schulen, mehr Lehrer und indi-

viduellere Förderung aus. 
"Wenn wir eine breite Bega-
bungsförderung betreiben, 
sind wir auch in der Spitze 
gut." Nachdenkenswert sei der 
Vorschlag, Bildungsinvestitio-
nen durch eine zweckgebunde-
ne Erbschaftssteuer zu finan-
zieren. 
 
Eine Lockerung der Empryo-
nenforschung, wie von Bun-
deskanzler Schröder ins Ge-
spräch gebracht, hält Fischer 
für falsch: "Der Bundestag hat 
einen weisen Beschluss ge-
fasst" und er empfehle daran 
festzuhalten. "Ein Zurück zu 
einem naiven Fortschrittsopti-
mismus wird zu nichts führen", 
mahnte Fischer. Ohne Rück-
sicht auf die Umwelt werde es 
keinen Fortschritt geben. 
 
Fischer bezweifelte in dem 
Interview, dass es 2004 zu 

einer dauerhaften Lösung für 
die Finanzierung des Gesund-
heitssystems kommen werde. 
Die Union stehe mit ihrem 
Kopfpauschalen-Modell "für 
die Vollprivatisierung des Ge-
sundheitssystems und damit 
für die Verabschiedung aus 
der Solidarität". Fischer warb 
erneut für die Bürgerversiche-
rung, deren Beitragspflicht 
sich auf alle Bürger erstreckt 
und sprach sich dafür aus, den 
Arbeitgeberanteil einzufrieren. 
 
Vor dem Hintergrund, dass die 
Commerzbank die Betriebsren-
ten für ihre Mitarbeiter gekün-
digt hat, erklärte Fischer: "Wir 
dürfen nicht tatenlos zuschau-
en, wie die Betriebsrenten als 
wichtige Säule der Alterssiche-
rung ruiniert werden, während 
die Spitzenmanager ihre eige-
ne Pension absichern." 
 

Eine weite-
re Steuerre-
form für 
2005 hält 
Fischer für 
unrealis-
tisch. In 
den letzten 
Jahren ha-
be Rot-
Grün Ent-
lastungen 
von fast 60 
Milliarden 
Euro beschlossen. Er halte 
nichts davon, "den Leuten we-
niger Steuern, aber mehr Leis-
tungen zu versprechen, wie es 
der immer verbalradikalere 
Herr Westerwelle so liebt." Ein 
besseres Bildungssystem, Zu-
kunftsinvestitionen und mehr 
soziale Gerechtigkeit, seien 
nicht zu bezahlen, "wenn die 
Kassen leer sind", so Fischer 
gegenüber dem "Stern". 

Joschka Fischer: „Geldbeutel darf nicht entscheidend sein!“ 

Angelika Beer zur Wehrpflicht: „Reform längst überfällig!“ 

Joschka Fischer fordert 
breite Begabtenförde-
rung statt Elite-Unis 

Seite 5 2004, Ausgabe 1 

Angelika Beer: „Bei Gentechnik Erfolg erzielt“ 

schluss, der die Zukunft von 
Zivildienst und Wehrpflicht 
regelt, solle noch in diesem 
Jahr vorgelegt werden, so 
Beer. Ziel sei es, Wehrpflicht 
und Zivildienst abzuschaffen. 
"Ich hoffe, dass jetzt der Weg 
frei gestellt ist", sagte Beer. 
Die Regelungen, für die eine 
Übergangszeit notwendig sei, 
müssten sozial und sicher-

Die Bundesvorsitzende von 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
Angelika Beer, hat sich er-
neut für die Abschaffung 
von Wehrpflicht und Zivil-
dienst ausgesprochen. Eine 
Reform sei "längst überfäl-
lig", sagte Beer. 
 
Ein entsprechender Kabinetts-

heitspolitisch verträglich umge-
setzt werden, so Beer. Nach 
ihrer Ansicht müsse mit einer 
Übergangszeit von drei bis vier 
Jahren gerechnet werden. 
 
Auch der Bericht zur Zukunft 
des Zivildienstes, den Bundes-
familienministerin Renate 
Schmidt (SPD) am Donnerstag 
vorlegen wird, eröffne Möglich-

keiten, aus dem Zivildienst 
auszusteigen. "Zivildienst kann 
die Wehrpflicht nicht legitimie-
ren", betonte die Grünen-
Politikerin. Zudem verwies 
Beer darauf, dass Trägerver-
bände, wie beispielsweise Pfle-
gedienste, bereits an Konzep-
ten arbeiteten, die Regelungen 
für den Wegfall des Ersatz-
dienstes betreffen. 

Der Parteirat von BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN hat den 
Entwurf für das neue Gen-
technik-Gesetz begrüßt. 
Dies teilte die grüne Bun-
desvorsitzende Angelika 
Beer mit. Das Recht auf 
Wahlfreiheit für Verbrau-
cher, sowie das fest ge-
schriebene Haftungsrecht 
sei ein Erfolg Renate Kü-
nasts, so Beer. 
 

Mit dem neuen Gentechnik-
Gesetz sei die künftige Koexis-
tenz von gentechnisch unver-
änderten mit gentechnisch 
veränderten Pflanzen festge-
schrieben, betonte Beer. Zu 
begrüßen sei es, dass neben 
der Wahlfreiheit für Verbrau-
cher auch das Haftungsrecht 
festgelegt worden sei. Danach 
müssen für Schäden, die bei-
spielsweise durch Saatgut o-
der bei Pollenflug entstehen, 
künftig die Verursacher haften. 

Außerdem sollen Produkte, die 
aus genveränderten Organis-
men bestehen, gekennzeich-
net werden. Dies gilt auch für 
Produkte, die beispielsweise 
aus Gen-Soja hergestellt wer-
den. Das neue Gentechnik-
Gesetz sei als "Erfolg unserer 
Politik" zu sehen, betonte 
Beer. Das Gesetz, mit dem die 
EU-Freisetzungsrichtlinie um-
gesetzt wird, soll im Februar 
vom Kabinett beschlossen. 



 
V.i.S.P. Bernd Lehmann 
Stadtverbandssprecher 
Rentforter Straße 43 a 
D-45964 Gladbeck 

Telefon: 0 20 43 / 2 54 12 
Fax: 0 20 43 / 2 17 76 
E-Mail: info@gruene-gladbeck.de 

A LLE  I N F OS  F IN D EN S IE  IM N E T Z 
UNT E R 

WWW. GR UE N E- G L A D BE CK. D E 

Bündnis 90 / DIE GRÜNEN 
Gladbeck 

Grün wirkt! 

Zu diesem Newsletter: 

Sie erhalten diesen Newsletter, weil Sie sich 
über unsere Seite in unseren Info-Verteiler ein-
getragen haben. Es kann aber auch sein, dass 
Ihnen diese Ausgabe unseres Newsletters von 
uns oder anderen zugesandt wurde, weil wir 
meinten, dass Sie Interesse an Informationen 
über unsere Stadt haben.  

Es liegt uns fern, Sie unaufgefordert mit emails 
zu belästigen. Um den Newsletter zu abon-
nieren bzw. um ihn (nach einer Anmeldung) 
wieder abzubestellen, können Sie eine leere e-
mail an folgende Adressen senden: 

anmelden: gruene-gladbeck-
subscribe@domeus.de 

abmelden: gruene-gladbeck-
unsubscribe@domeus.de 

Ein- und austragen können Sie sich auch über 
unsere Internetseite. Gerne stehen wir Ihnen 
auch telefonisch, per email oder Fax. zur 
Verfügung. 

Mo Di Mi Do Fr Sa So 

19 20 21 22  
Bauausschuss 23 24 

Jessica-Band 
Stadthalle 

25 
Markt-Platz 
städt. Galerie 

26 27 
Jugendhilfeaus-
schuss 

28 
Gospel Singers 
Christuskirche 

29 
Wirtschaftsaus-
schuss 

30 
Krimi-Dinner 
Wasserschloss 

31 
Aladins Lampe 
Bonhoeffer-Haus 

 

Januar 

Mo Di Mi Do Fr Sa So 

02 
Schulausschuss 03 

Sportausschuss 04 05 06 07 
Jörg Lehwald 
Bonnhoeffer-Haus 

08 
Markt-Platz 
städt. Galerie 

09 
Haupt- & Finanz- 
ausschuss 

10 
Rechnungsprü-
fungsausschuss 

11 12 
Ratssitzung 13 14 15 

Februar 
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